
Durch Veränderungen der gesetzlichen Bestimmungen 
in einigen Unionsrepubliken in den Jahren 1968/1969 
waren neue Fragen aufgetreten, mit denen sich das 
Plenum beschäftigte. Es wurde festgestellt, daß sich 
insgesamt die Rechtsprechung verbessert hat, ver­
schiedene Gerichte jedoch nicht sorgfältig genug die 
verletzten gesetzlichen Bestimmungen und die konkret 
eingetretenen oder zu erwartenden Folgen herausarbei­
ten. Eine wesentliche Ursache dafür liege darin, daß 
die Verhandlungen nicht immer von den Richtern mit 
den größten Erfahrungen auf diesem Gebiet geführt 
werden. Das Plenum nahm zu den Begriffen „andere 
sich selbst bewegende Maschinen“ und „andere grobe 
Verletzungen der Sicherheit des Verkehrs“ Stellung und 
erarbeitete Kriterien zur einheitlichen Anwendung der 
Tatbestandsmerkmale. Behandelt wurde auch das Ver­
hältnis der speziellen, die Sicherheit des Autotransports 
gewährleistenden Gesetze zu verschiedenen anderen 
Tatbeständen. Im Beschluß werden die Gerichte auf­
gefordert, in der vom Gesetz vorgesehenen Weise auf 
technische Unzulänglichkeiten des Zustands des Fuhr­
parks, auf ungenügende Erziehungsarbeit in den Be­
trieben des Autotransportwesens und auf Mängel in 
der Sicherheit und Beschaffenheit der Straßen hinzu­
weisen. Besonders sollen dabei die Reaktionen der Be­
triebe auf Gerichtskritiken kontrolliert werden.

Strafprozeßrecht
Auf dem Gebiet des Strafprozeßrechts soll vor allem 
die Plenartagung vom 10. bis 16. März 1970 hervorge­
hoben werden, auf der der Vorsitzende des Kollegiums 
für Strafsachen des Obersten Gerichts der UdSSR über 
die Anwendung von Gutachten im gerichtlichen Straf­
prozeßrecht berichtete./13/ Dabei wurde davon ausge­
gangen, daß unter den Bedingungen des wissenschaft­
lich-technischen Fortschritts die Notwendigkeit wächst, 
die Errungenschaften von Wissenschaft und Technik 
auch im Kampf gegen die Kriminalität zu nutzen. Un­
tersuchungen haben ergeben, daß bereits in jeder vier­
ten Strafsache ein Gutachten beigezogen wird, wobei 
gerichtsmedizinische, gerichtspsychiatrische, fahrzeug­
technische, buchhalterische und chemische Gutachten 
dominieren. Auch die Aussagekraft der Gutachten ist 
gestiegen. Es gibt aber auch noch Fälle, in denen Gut­
achten beigezogen worden sind, obwohl die erforder­
lichen Fakten bereits durch andere Beweismittel klar­
gestellt waren. Für die Gerichte sei es notwendig, die 
Schlußfolgerungen der Gutachten im Zusammenhang 
mit allen anderen Umständen des Falles kritisch zu 
werten.

Zivil-, Familien- und Arbeitsrecht

Das Plenum des Obersten Gerichts beschäftigte sich mit 
einer Einschätzung der Tätigkeit der Kollegien für Zi­
vilsachen der Unionsrepubliken/14/ und mit einem Be­
richt des Kollegiums für Zivilsachen des Obersten Ge­
richts der UdSiSR über dessen Tätigkeit in den Jahren 
1968 bis 1971./15/ Im Bericht und dem hierzu gefaßten 
Beschluß zog das Plenum bereits erste Schlußfolgerun­
gen aus den Erkenntnissen des XXIV. Parteitages der 
KPdSU für die Tätigkeit der Gerichte in Zivilsachen.
Die Behandlung von Streitfällen, hei denen eine Partei 
ein Kolchos ist/16/, war Inhalt einer weiteren Plenar­
tagung. Es wurden Schlußfolgerungen aus der größeren 
wirtschaftlich selbständigen Stellung der Kolchosen 
und den neuen Regelungen im Musterstatut für Kol­
chosen gezogen. Den Gerichten obliegt es, auch unter 
den neuen rechtlichen Bedingungen das Kolchoseigen-
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tum und die Rechte der Kolchosbauern voll zu gewähr­
leisten. Außerdem wurden erörtert: Die Aufgaben der 
Gerichte bei der Festigung der Vertragstreue, die 
richtige Anwendung der Bestimmungen über die Bo­
dennutzung, die materielle Verantwortung der Kolchos­
bauern für dem Kolchos zugefügte Schäden, die Be­
zahlung der Kolchosbauern und die Einrichtung eines 
wirksamen juristischen Dienstes zur Unterstützung der 
Kolchosen und Kolchosbauern.
In anderen Plenartagungen wurden Probleme der In­
anspruchnahme von Ländereien für staatliche und ge­
sellschaftliche Zwecke/17/, des Ersatzes von Schäden 
durch Waldfrevel/18/ sowie Fragen der Gesetzesanwen­
dung bei aus dem Transport von Gütern und Gepäck 
entstehenden Streitigkeiten/19/ behandelt.
Eine Plenartagung widmete sich den Fragen, die nach 
dem Inkrafttreten des neuen Gesetzes über die Grund­
lagen der Gesetzgebung der UdSSR und der Unionsre­
publiken über Ehe und Familie aufgetreten waren./20/ 
Was die Klagen auf Anerkennung der Vaterschaft an- 
betrifft, so wurde vor allem der undifferenzierten und 
ungerechtfertigten Anwendung von Blutgruppengut­
achten in den Fällen entgegengetreten, in denen andere 
für die Feststellung der Vaterschaft bedeutsame Um­
stände nicht ausreichend aufgeklärt sind.
Was die Ehescheidungsverfahren anbelangt, so konnte 
das Plenum feststellen, daß sie nach Inkrafttreten der 
Grundlagen erheblich zurückgegangen sind. Das Ple­
num wies darauf hin, daß die Gerichte nunmehr bei 
den anhängigen Klagen die Umstände und Motive des 
Scheidungsbegehrens gründlicher untersuchen und dar­
auf aufbauend konkrete Maßnahmen zur Aussöhnung 
der Parteien ergreifen und durchsetzen müssen. Dabei 
ist zu berücksichtigen, daß eine zeitweise Uneinigkeit 
in der Familie und von zufälligen Ursachen hervorgeru­
fene Streitigkeiten zwischen den Ehegatten ebenso wie 
die nicht auf ernste Gründe gestützte Ablehnung des 
Zusammenlebens nicht als ausreichend für eine Ehe­
lösung angesehen werden können. Die Gerichte sind 
verpflichtet, sorgfältig auch darauf zu achten, daß ein 
Mann während der Schwangerschaft seiner Ehefrau so­
wie ein Jahr nach der Geburt des Kindes nicht berech­
tigt ist, eine Scheidungsklage zu erheben, es sei denn, 
die Frau stimmt einer solcher Klage zu.

In bezug auf die Sorgerechtsentscheidungen wies das 
Plenum darauf hin, daß allein entscheidend ist, wer 
von den Eltern die Erziehung der Kinder am besten 
gewährleisten kann. Dabei sollen vor allem das Alter 
der Kinder und ihre persönlichen Beziehungen zu den 
Elternteilen beachtet werden. Ein bei einem Elternteil 
vorhandenes Übergewicht an materiellen oder wohnli­
chen Bedingungen kann dagegen für sich allein nicht 
die Übertragung des Sorgerechts begründen. Bei Unter­
haltszahlungen wird gefordert, daß die Gerichte kon­
trollieren, ob die Lohnbuchhaltungen der Arbeitsstel­
len der Unterhaltsschuldner festgelegte Zahlungen in 
richtiger Weise und rechtzeitig einbehalten. In diese 
Kontrolltätigkeit sind die Volksbeisitzer stärker einzu­
beziehen.
Das Plenum beschäftigte sich auch mit der Umsetzung 
seines am 26. September 1967 gefaßten Beschlusses über 
die Erhöhung der Rolle der Gerichte bei der Einhal­
tung der Arbeitsgesetze und bei der Festigung der Ar­
beitsdisziplin in Betrieben, Organisationen und Ein­
richtungen.^/ Dabei wurde festgestellt, daß sich die 
Rolle der Gerichte bei der Festigung der sozialistischen
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